
  

Anzug betreffend Förderung von sozialverträglichem Wohnungsbau auch 
durch nichtgemeinnützige Investoren 

18.5411.01 
 

Wohnraum in Basel ist knapp und entsprechend teuer. Die Erfahrung zeigt, dass in den letzten Jahren zwar 
investiert wurde, aber eher in Sanierungen als in Neubauten. Damit dem Markt mehr Wohnraum zur Verfügung 
steht und sich die Preise auf ein sozialverträgliches Niveau einpendeln können, müssen auch neue Wohnungen 
gebaut werden. Die Wohnschutz-Initiativen werden das Knappheitsproblem noch verstärken, wenn nicht neue 
Wohnungen auf den Markt kommen. Das Wohnraumfördergesetz hat zwar die Entstehung neuer Wohnungen 
zum Ziel, beschränkt sich dabei aber nur auf gemeinnützige Wonbauträger, in dem es diesen 
Steuererleichterungen und weitere Vorteile gewährt. Dies greift zu kurz. Es müssen dringend Wege gefunden 
werden, auch herkömmliche, d.h. renditeorientierte Investoren für den Neubau von sozialverträglichen 
Wohnungen zu gewinnen.  

Ich bitte die Regierung zu prüfen: 

- Wie Kooperationen zur Schaffung von sozialverträglichem Wohnraum auch mit nicht-gemeinnützigen, 
sondern renditeorientierten Investoren möglich wäre. 

- Welche Anreize für solche Investoren zur Förderung des sozialverträglichen Wohnungsbaus geschaffen 
werden könnten (z.B. steuerliche Erleichterungen, Erhöhung der Ausnützungsziffer udgl.). 

- Mit welchen weiteren Massnahmen der Wohnungsbau durch solche Investoren gefördert werden könnte. 

Andrea Elisabeth Knellwolf 

 

 

 


